
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

                                                                                                         Magdeburg, 14.10.2025 

 

Brandbrief: Durch sich stetig verschlechternde Rahmenbedingungen für 

BAMF-Kursträger steht Integration von Zuwanderern auf dem Spiel – 

Staat fungiert als unzuverlässiger Vertragspartner 

 

Sehr geehrte(r) Frau/Herr …, 

 

gestatten Sie, dass ich mich heute einmal im Namen der Sprachkursträger, 

die sich im VDP Sachsen-Anhalt engagieren, direkt an Sie als Bundestags-

abgeordnete(r) aus Sachsen-Anhalt mit der dringenden Bitte um Unter-

stützung wende. 

 

Nachfolgend möchte ich Sie auf die sich immer wieder kurzfristig ändern-

den und zuletzt stark verschlechternden Rahmenbedingungen für die vom 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zugelassenen Anbieter 

von Integrations- und Berufssprachkursen (IK und BSK) aufmerksam ma-

chen, die nunmehr einen Stand erreicht haben, der viele Sprachkursträ-

ger darüber nachdenken lässt, sich aus diesem Bereich völlig zurückzu-

ziehen. 

 

Es ist mir dabei im Moment nicht klar, wer konkret für diese unhaltbaren 

Zustände, die das Vertrauen der Träger in staatliche Institutionen nach-

haltig erschüttern, vorrangig die Verantwortung trägt: das BAMF, weil es 

möglicherweise die Bedarfe an Sprachkursen bereits seit Jahren unter-
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schätzt; das Bundesinnenministerium, weil es ggf. das BAMF entsprechend 

gewähren lässt oder sogar dazu anhält oder das Bundesfinanzministerium, 

weil es eventuell bei seinen Haushaltsplanungen nur unzureichend die 

eigentlich notwendigen Haushaltsmittel für Pflichtleistungen des Staates 

(Integrationskurse) berücksichtigt. Fakt ist: Die Problematik muss drin-

gend gelöst werden, wenn wir nicht die ohnehin schon bestehende Fach-

kräfteproblematik durch fehlende Anbieter für Integrations- und Berufs-

sprachkurse weiter verschärfen und die Integration gerade auch von 

qualifizierten Zugewanderten vernachlässigen wollen.  

 

Allein zwischen Ende Februar und Anfang Oktober hat das BAMF einseitig 

(also ohne Einbeziehung ihrer Vertragspartner, die hoheitliche Aufgaben 

wahrnehmen) folgende Einschränkungen, die oft sehr kurzfristig in Kraft 

getreten sind, ggü. den Kursträgern verkündet: 

 

 Festlegung einer maximalen Unterrichtszeit, die eine Lehrkraft pro 

Woche nicht mehr überschreiten darf (angestellte Lehrkräfte müssen 

trotzdem nach bisherigen Gesichtspunkten weiter von ihrem Arbeit-

geber bezahlt werden; Kursgebühren wurden zugunsten der Träger, 

die zur Abdeckung der Kurse nun noch höhere Kosten haben, hinge-

gen nicht angehoben) 

 

 Aussetzung des Zahlungsziels von 30 Tagen auf eine unbestimmte Zeit 

(Kursträger gehen ggü. dem BAMF in finanzielle Vorleistung und fi-

nanzieren zunächst die IK und BSK selbst; üblich war bislang eine Be-

zahlung der Kurse durch das BAMF innerhalb von 30 Tagen nach Ein-

reichung der vollständigen Unterlagen und Rechnungen durch die 

Träger) garniert mit der Aufforderung, wegen der ausbleibenden 

Rechnungsbegleichung nicht beim BAMF nachzufragen 

 

 Kürzungen des Betrages, der vom BAMF an die Träger je Person und 

Unterrichtseinheit gezahlt wird ab dem 17. Kursteilnehmer 

 

Eine Zusammenfassung dieser und weiterer Ereignisse seit Ende 2023 

habe ich in der Anlage zu diesem Schreiben unter Zitierung öffentlicher 

Verlautbarungen des BAMF vorgenommen.  

 

Aus der Sicht des VDP Sachsen-Anhalt muss der Staat eine Vorbildwirkung 

einnehmen, wenn es um die Begleichung von Rechnungen für erbrachte 

Leistungen zur Daseinsvorsorge geht. Er muss bei der Erstattung von Leis-

tungen eine gewisse Zuverlässigkeit gewährleisten. Dies ist aktuell leider 

nicht mehr gegeben, wie Sie der beigefügten Übersicht entnehmen kön-

nen. Es ist auch den Sprachkursträgern klar, dass in den kommenden Jah-

ren die Anzahl der Teilnehmenden an IK und wohl auch an BSK zurückge-
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hen wird. Umso wichtiger wäre daher ein verlässliches Handeln des 

BAMF hinsichtlich der Bezahlung der durchgeführten Kurse und dabei 

auch eine gewisse Berücksichtigung der ständig steigenden Kosten der 

Sprachkursträger. 

 

Ich wäre Ihnen deshalb sehr dankbar, wenn Sie sich mit dieser Problematik 

befassen bzw. diese an die fachlich zuständigen Abgeordneten Ihrer Frak-

tion weiterleiten würden, um diesbezüglich eine Lösung herbeizuführen 

und das Vertrauen in den Vertragspartner Staat wieder herzustellen.  

 

Sehr gern stehe ich Ihnen für ein erläuterndes Gespräch zur Verfügung. 

Vielen Dank schon jetzt für Ihre Befassung mit der von mir dargestellten 

Thematik. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Jürgen Banse 

– Geschäftsführer –  

 

Anlage 

 

Verteiler: Bundestagsabgeordnete aus Sachsen-Anhalt (Ausnahme: AfD) 

 

 

        



 

 

                                        
                                                                        

 
 
 

Anlage 
 
Entwicklung der Rahmenbedingungen für die Anbieter von BAMF-

Integrations- und Berufssprachkursen  
(Stand: 14.10.2025) 
 
Vorbemerkung: 
 
Sprachkursanbieter, die Zugewanderten anerkannte Integrationskurse (IK) oder 
Berufssprachkurse (BSK) anbieten wollen, müssen zuvor vom BAMF zugelassen 
worden sein. Auf den Besuch eines IK hat jeder Zugewanderte einen gesetzlichen 
Anspruch, häufig werden die Anspruchsberechtigten auch zur Teilnahme an ent-
sprechenden Kursen durch die Arbeitsverwaltungen verpflichtet. Die zugelasse-
nen Träger führen die Kurse (und damit hoheitliche Aufgaben) mit den Teilneh-
menden durch, organisieren deren Prüfungen und tragen hierfür auch zunächst 
vollständig die Kosten (z.B. für ihre Dozenten, für die Räumlichkeiten, für verwal-
tende Tätigkeiten). Erst nach Absolvierung von 100 Unterrichtseinheiten (UE) 
können bei den IK erste Rechnungen durch die Träger beim BAMF eingereicht 
werden, bei den BSK sogar im Regelfall erst nach der vollständigen Absolvierung 
von 400 UE.  
 
Das BAMF gibt nicht nur vor, was in den IK und BSK in welchem Umfang und in 
welcher Qualität zu vermitteln ist, es bestimmt auch die Rahmenbedingungen für 
die Finanzierung der Kurse über ihre sog. Abrechnungsrichtlinien. Hierin heißt 
es (normalerweise): „Das Bundesamt nimmt die jeweiligen Auszahlungen (Ab-
schlags- und Schlusszahlungen) in der Regel zum 30. Tag nach Eingang der 
vollständigen und ordnungsgemäß ausgefüllten Abrechnungsunterlagen vor.“ 
 
Seit Ende 2023 kommt es bezüglich der Abrechnung der Kurse seitens 
des BAMF immer wieder zu Abweichungen zum Nachteil der Kursträger, 

außerdem korrigierte das BAMF schon mehrfach einseitig die o.g. Vorga-
ben zur Bezahlung der Kurse, was zu einem erhöhten Insolvenzrisiko der 

betroffenen Träger führt. Beispielhaft sei hierzu auf folgende Entwicklungen 
verwiesen: 
 
 Im November 2023 berichteten erstmals Träger darüber, dass das BAMF bei 

der Bezahlung der Rechnungen für durchgeführte IK die 30-Tage-Frist nicht 
mehr einhält. Es gab das ernstzunehmende Gerücht, dass zahlreiche Kurse 
erst im Januar 2024 aus den neuen Haushaltsgeldern des BAMF beglichen 
werden können. Auf eine Nachfrage an das BAMF hierzu erhielt der VDP Sach-
sen-Anhalt am 14.11.23 u.a. folgende Antwort:  
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„Es gibt – anders als in der „freien Wirtschaft“ – keine vertraglich 
vereinbarte gesetzlich vorgegebene Frist, innerhalb derer das Bun-
desamt den Kursträgern die Pauschalen für die Durchführung der In-
tegrationskurse zahlen müsste. Nicht ohne Grund sieht daher die Integra-
tionskursverordnung auch explizit vor, dass Träger wirtschaftlich leistungsfä-
hig sein müssen. … In absoluten Ausnahmefällen wie einer konkret dro-
henden Insolvenz kontaktieren Sie bitte Ihre gewohnte Ansprechperson in 
der Regionalstelle des Bundesamtes bezüglich eines möglichen Vorziehens 
einzelner Abrechnungsvorgänge.“ 
 
Hierzu ist allerdings anzumerken, dass ein Träger im Falle einer konkret dro-
henden Insolvenz gehalten ist, die Vorgaben der Insolvenzordnung (InsO) zu 
beachten. Ein Verstoß gegen die Vorgaben des § 15a Abs. 1 bis 3 InsO kann 
sogar strafrechtlich relevant sein (s. § 15a Abs. 4 InsO). 
 

 Hierzu passend teilte das BAMF in seinem IK-Trägerrundschreiben 
11/2023 vom 29.12.23 quasi zur Entwarnung u.a. folgendes mit: 

 
„Zwischenzeitlich konnten jedoch alle wesentlichen rechtlichen und tatsächli-
chen Fragen geklärt werden, auch ist aktuell nicht mehr mit weiteren 
Verzögerungen bei der Auszahlung zu rechnen. Wir können daher nun 
gemeinsam mit Zuversicht auf das neue Jahr schauen: Zwar wird mit Beginn 
des Jahres 2024 eine „vorläufige Haushaltsführung“ in Kraft treten. Für das 
Integrationskurssystem sind dennoch in der Praxis keinerlei Ein-
schränkungen zu erwarten, alle Abrechnungen werden regulär bear-
beitet und Auszahlungen können ohne Verzögerung erfolgen.“ 
 
Die im Zeitraum von Ende Oktober bis Ende Dezember 2023 eingereichten 
Rechnungen wurden vom BAMF nach unserer Kenntnis größtenteils erst im 
Januar 2024 aus den neuen Haushaltsmitteln beglichen. 
 

 Ende des Jahres 2024 kam dann erneut eine kalte Dusche auf die Sprachkurs-
träger in Form des BSK-Trägerrundschreibens 14/24 vom 11.12.24 zu. 
Hierin heißt es u.a.: 

 
„Die Bedingungen der vorläufigen Haushaltsführung stecken dabei Grenzen 
ab, die temporäre Einschränkungen und teilweise Priorisierung erforderlich 
machen. … Andere BSK können ab dem 01.01.2025 vorerst nicht mehr ge-
plant oder gestartet werden. Kursanmeldungen für diese BSK können Sie in 
2025 bis auf weiteres nicht mehr entgegennehmen. … Außerdem muss das 
Zahlungsziel von Abrechnungen für ab dem 01.01.2025 startende 
Kurse vorübergehende von 30 Tagen auf 90 Tage erhöht werden. Bitte 
beachten Sie dies bei der Planung der neuen Kurse.“ 
 

 Mit dem Trägerrundschreiben IK 02/25 vom 28.02.25 legte das BAMF 
plötzlich ohne vorherige Rücksprache mit den BAMF-Trägern erstmals auch 
noch eine maximale Wochenstundenzahl bezüglich des Unterrichtseinsatzes 
von angestellten Lehrkräften in den IK und BSK fest. So heißt es in dem 
Schreiben:  
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„Im Ergebnis wurde ermittelt, dass bei einer 40-Stunden-Arbeitswoche nicht 
mehr als 29 Unterrichtseinheiten à 45 Minuten (Anmerkung: = 21,75 
Zeitstunden) gelistet werden sollten, um eine sorgfältige Vor- und Nachbe-
reitung des Unterrichts sicherzustellen. … In den Nebenbestimmungen zur 
Kursträgerzulassung wird daher ein Passus aufgenommen, der den o.g. 
Richtwert ausdrücklich als qualitätssicherndes Merkmal herausstellt.“  
 
Es sei darauf verwiesen, dass die Lehrkräfte in den IK und BSK – anders als 
im Schuldienst – im Regelfall nicht mit der Kontrolle von Hausarbeiten, Klas-
senarbeiten, mit Klassenfahrten oder Elterngesprächen befasst sind. Mit die-
ser einschränkenden Vorgabe hat das BAMF für die Kursträger die Kosten der 
durchzuführenden Kurse erheblich erhöht, ohne selbst eine entsprechende 
Anpassung für die Kursentgelte vorzunehmen. Gleichzeitig hat das BAMF in 
das Recht der Kursträger zur Ausgestaltung der Arbeitsverträge eingegriffen. 

 
 Fast schon euphorisch klang hingegen das Trägerrundschreiben IK 05/25 

vom 03.06.25, in dem den Kursträgern mitgeteilt wurde, dass die Finanzie-
rung der IK auch für das zweite Halbjahr 2025 gesichert sei:  
 
„Da sich nun abzeichnet, dass die vorläufige Haushaltsführung noch über En-
de Juni hinaus bestehen wird, wurden nun weitere Mittel bewilligt, die eine 
auskömmliche Finanzierung der Kurse bis zum Jahresende 2025 ga-
rantieren. Auch in der zweiten Jahreshälfte 2025 können damit alle 
Kurse und Kursabschnitte wie geplant starten.“ 

 
 Eine weitere (kurzfristige) Entspannung versprach das BSK-

Trägerrundschreiben 07/25 vom 06.06.25:  
 
„Ich freue mich, Ihnen mitteilen zu dürfen, dass das Zahlungsziel nunmehr 
für alle ab dem 10.Juni 2025 eigereichten und vom Bundesamt bearbeiteten 
Abrechnungen wieder auf 30 Tage festgesetzt werden kann. … An den 
aktuellen Kurspriorisierungen muss allerdings weiterhin festgehalten werden.“ 

 
 Diese jeweils im Juni angekündigten Entwicklungen hatten aber nur wenige 

Wochen Bestand. Am 01.09.25 veröffentlichte das BAMF das IK-

Trägerrundschreiben 07/25 unter der Überschrift „Information zur Steue-
rung des Mittelabflusses 2025“. Hierin heißt es u.a. wie folgt:  
 
„Bleibt der Rechnungseingang weiterhin auf diesem hohen Niveau und würden 
die Auszahlungen unverändert fortgesetzt, wäre ein deutlich vorgezogener 
Kassenschluss notwendig. Dies würde einen längeren Zeitraum ohne 
Auszahlungen am Jahresende unumgänglich machen. Um dies zu ver-
meiden und stattdessen einen gleichmäßigen, wenn auch reduzierten Zah-
lungsfluss bis zum Jahresende sicherzustellen, sieht sich das Bundesamt ge-
zwungen, die Auszahlung bearbeiteter Abrechnungen ab sofort zu steuern 
und den Mittelabfluss wochenweise zu kontingentieren. Dies wird un-
vermeidbar dazu führen, dass nicht alle im laufenden Jahr eingehenden Ab-
rechnungen vollständig und innerhalb des selbst gesetzten Rahmens 
vom 30 Tagen ausgezahlt werden können. … Vor diesem Hintergrund 
bitte ich Sie, von individuellen Sachstandsanfragen bei den Mitarbei-
tenden des Bundesamtes abzusehen.“ 
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Das heißt im Klartext: Viele BAMF-Kursträger werden nicht nur nicht binnen 
30 Tagen für ihre bereits erbrachten Leistungen bezahlt, es ist auch völlig un-
klar, wann sie konkret bezahlt werden. Nachfragen hierzu an die Behörde sind 
unerwünscht. 
 
Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass seit 2023 offenbar 
in jedem Jahr früher die Haushaltsmittel des BAMF für Sprachkurse 
aufgebraucht sind und die offenen Rechnungen dann erst im Januar 

des darauffolgenden Jahres aus den Haushaltsmitteln des neuen Jah-
res beglichen werden können. Dieses Szenario könnte sich im Haus-

haltsjahr 2026 weiter zuspitzen. 
 

 Ein weiterer Höhepunkt, der das offenbar herrschende Über-
/Unterordnungsverhältnis zwischen dem BAMF und den Kursträgern bestens 
beschreibt, stellt das IK-Trägerrundschreiben 09/25 vom 08.10.25 unter 
der Überschrift „Degression“ dar. Hierin wurde den Kursträgern vom BAMF, 
welches einseitig alle Vertragsbestimmungen zu regeln scheint, kurz und 
bündig folgendes mitgeteilt:  
 
„Bislang wird Ihnen jede Unterrichtseinheit mit einem KES in Höhe von 4,58 € 
je teilnehmender Person und Unterrichtseinheit vergütet. An dem 21. Teil-
nehmenden eines Kursabschnittes wird dieser Betrag auf 2,40 € reduziert 
(Degression). Ab dem 01.11.25 gilt dieser reduzierte KES für alle neu 
beginnenden Kursabschnitte nunmehr bereits ab dem 17. Teilneh-
menden.“ 
 
Das BAMF bestimmte also innerhalb dieses Jahres oftmals kurzfristig und oh-
ne vorherige Einbeziehung der Kursträger, dass die Lehrkräfte der Kursträger 
in weniger Unterrichtseinheiten als bislang üblich eingesetzt werden dürfen, 
dass der Zeitraum für die Bezahlung offener Rechnungen auf unbestimmte 
Zeit verschoben werden kann und dass die bislang üblichen Zahlungen pro 
Teilnehmerstunde reduziert werden – und dies bei beständig steigenden Aus-
gaben der Kursträger.  

 
 
 

 


